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Dorda. Stefan Artner, Partner
und Leiter des Real Estate Desk,
und Immobilienanwalt Klaus
Pfeiffer von Dorda haben eine
Projektentwicklungsgesellschaft
und Tochtergesellschaft der Rei-
tenburg GmbH bei der Übernah-
me des A1 Telekom Austria
Standortes in der Oberen Donau-
straße in Wien-Leopoldstadt be-
raten. Verkäuferin ist die Fonds-
gesellschaft Deka aus Frankfurt
am Main, die das Gebäude seit
den 1990er Jahren besitzt und an
mehrere Mieter, darunter die A1,
vermietet hatte. Das Transakti-
onsvolumen liegt bei 82 Millio-
nen Euro. Artner und sein Team
hatten zuvor bereits die S-Immo
AG bei einer Immobilientransak-
tion mit Deka beraten.

Veranstaltungstipp. Von 2. bis 6.
Oktober 2017 findet in Wien „Die
Recht 2017“ der ARS – Akademie
für Recht, Steuern & Wirtschaft,
statt. Experten informieren in
fünf Tagen kompakt über Neue-
rungen in Gesellschafts- & Insol-
venzrecht, Familien- & Erbrecht,
Öffentliches Recht, Arbeits-, Steu-
er-, Banken- & Versicherungs-
recht, Bau-, Immobilien-, Energie-,
Naturschutz- & Vergaberecht, IT-
& Datenschutzrecht sowie Medi-
zinrecht.
www.ars.at

Fachliteratur. Im Linde Verlag ist
das Werk „Investmentfonds in
Fallbeispielen“ in 3. Auflage er-
schienen. Autor Ernst Marschner,
Steuerberater und Geschäftsfüh-

rer bei EY und Leiter der Steuer-
abteilung am Standort Linz, be-
leuchtet die Handhabung von in-
und ausländischen Investment-
fonds in Buchhaltung und Steuer-
erklärung. Das Werk hat 514 Sei-
ten und kostet 92 Euro.
www.lindeverlag.at

Lehrgang. Am 2. Oktober 2017
beginnt in Wien der Lehrgang
„Sozialkapital für betriebliche Al-
tersvorsorge“ als berufsbegleiten-
de Ausbildung, bei der umfassen-
des Spezialwissen für den Zu-
kunftsmarkt Betriebliche Alters-
vorsorge (BAV) erworben wird.
Die Vermittlung theoretischer
Kenntnisse, wie beispielsweise im
arbeits-, steuer- und sozialversi-
cherungsrechtlichen Bereich, ver-

bunden mit praxisorientiertem
Verkaufs- und Beratungs-Know-
how für alle Instrumente der be-
trieblichen Altersvorsorge stehen
im Mittelpunkt des Lehrganges.
Er gliedert sich in vier Module
und führt über mehrere Teilprü-
fungen zum Diplom „zertifizier-
te/r Berater/in für die betriebli-
che Altersvorsorge“. Der Lehr-
gang läuft bis April 2018, die Teil-
nahmegebühr beträgt 5650 Euro.
www.konsequent-lernen.at

Schönherr. Schönherr erweitert
mit dem Rechtsanwalt Alexander
Babinek seine Expertise im Real-
Estate-Bereich. Der Immobilien-
rechts- und Stiftungsexperte ver-
stärkt seit April das Real-Estate-
Team und ist auf die Beratung

und Vertretung von nationalen
und internationalen Mandanten
bei Real-Estate-Transaktionen so-
wie auf Immobilienentwicklungs-
projekte spezialisiert. Darüber hi-
naus liegt ein besonderer Fokus
seiner Tätigkeit auf dem Private
Client- und Privatstiftungsbe-
reich.

Steuerberatertagung. Die Öster-
reichische Gesellschaft der Wirt-
schaftstreuhänder (ÖGWT) veran-
staltet am 29. und 30. September
2017 in Pörtschach die Pörtscha-
cher Steuerberatertagung. Behan-
delt werden Zweifelsfragen zur
Umsatzsteuer, Einkommensteuer,
Judikatur, Grunderwerbsteuer
und Umgründungen.
www.oegwt.at

BRANCHENNEWS

Seit dem Amtsantritt von US-Prä-
sident Donald Trump haben aus
völkerrechtlicher Sicht ungemein
spannende Zeiten begonnen. Das
mag einerseits am veränderten
weltpolitischen Gefüge liegen, an-
dererseits hat der Präsident selbst
sicherlich ebenfalls Wesentliches
dazu beigetragen. Es vergeht
kaum eine Woche, in der nicht
grundlegende und konsolidierte
Prinzipien des Völkerrechts in
Frage gestellt würden. Dazu ge-
sellt sich eine beunruhigende Ge-
schichtsvergessenheit.

Die neueste Entwicklung be-
trifft das Verhältnis der USA zu
Venezuela. Da deutete das Weiße
Haus unter Bezugnahme auf die
Verletzung der Menschenrechte
und grundlegender demokrati-
scher Spielregeln – aber auch an-
geblich zum Schutz der nationa-
len Interessen sowie jener von
US-Bürgern – unverhohlen die
Möglichkeit einer militärischen
Intervention in diesem Land an.
Die Tragweite einer solchen Aus-
sage kann gar nicht überschätzt
werden. Es ist nicht klar, ob dem
US-Präsidenten die rechtliche und
die historische Brisanz seiner
Aussagen bekannt waren.

Das Gewaltverbot als
große Errungenschaft

So stellt das Gewaltverbot sicher-
lich eine der ganz großen Errun-
genschaften des Völkerrechts der
Gegenwart dar. Dazu gibt es nur
wenige, eng umgrenzte Ausnah-
men. Die Möglichkeit einer einsei-
tigen humanitären Intervention
zählt nicht dazu. Noch weniger ist
eine militärische Intervention
zum Regierungswechsel (eine so-
genannte „Regime Change“) zu-
lässig. Es stellte schon einen weit-
reichenden Paradigmenwechsel
dar, dass mit der im Rahmen des
UN-Weltgipfels 2005 eingeführten
Schutzverantwortung („Responsi-
bility to Protect“) multilaterale In-
terventionen, das heißt vom Si-
cherheitsrat autorisierte militäri-
sche Maßnahmen, im Extremfall
zum Schutz von Menschenleben
als zulässig erklärt worden sind.

Die Intervention in Libyen 2011
hat aber auch die Gefährlichkeit
solcher Maßnahmen vor Augen ge-
führt, und sie hat auch gezeigt, wie
sensibel die Staatengemeinschaft
auf eine Überschreitung des UN-
Mandats reagiert. Weder die UN-
Resolution 1970 noch jene 1973
aus 2011 hatten einen Regime-

wechsel autorisiert, und dennoch
wurde dieser herbeigeführt.

Militärische Interventionen las-
sen sich regelmäßig nicht maß-
schneidern. Ein durch die Verein-
ten Nationen herbeigeführter Re-
gimewechsel ist aber ein Schreck-
gespenst in weiten Regionen der
Erde. Die Erfahrungen mit Libyen
haben wesentlich dazu beigetra-
gen, eine Intervention in Syrien
zu verunmöglichen. Und nicht zu-
letzt war der gewaltsam herbeige-
führte Sturz der libyschen Regie-
rung unter Muammar al-Gaddafi
Ausgangspunkt einer beispiello-
sen Flucht- und Migrationswelle
nach Europa, die letztlich auch
die Funktionsfähigkeit des ge-
meinsamen Europäischen Asyl-
systems ins Wanken brachte.

Eine Schutzmaßnahme in Form
einer militärischen Intervention
kann somit allenfalls durch ein
UN-Mandat erfolgen, wobei dieses
klar umgrenzt sein muss und kei-
ne weitergehenden politischen
Ziele verfolgen darf.

Aber nicht nur nach Maßgabe
des aktuell geltenden Völker-
rechts ist das Andenken einer
unilateralen militärischen Inter-
vention in Venezuela höchst prob-
lematisch. So dürfte dem US-Prä-
sidenten entgangen sein, dass am

Ausgangspunkt der Entwicklung
des modernen Gewaltverbots ge-
rade Bemühungen standen, mili-
tärische Intervention in Latein-
amerika, und pikanterweise gera-
de auch in Venezuela, für die Zu-
kunft auszuschließen. Es war die
berüchtigte „Kanonenboot-Politik“
insbesondere einiger europäi-
scher Staaten, die zu einer vehe-

menten Gegenreaktion praktisch
der gesamten lateinamerikani-
schen Staaten führte.

Sind es jetzt die Einhaltung der
demokratischen Spielregeln sowie
grundlegender Menschenrechte,
die in den USA – zumindest rhe-
torisch – zu militärischen Plan-
spielen führen, so war es um die
Wende vom 19. zum 20. Jahrhun-
dert die schwache Zahlungsmoral
der venezolanischen Regierung,
die Intervenienten auf den Plan
riefen. Die Demütigungen Vene-
zuelas setzten schon gegen Ende
des 19. Jahrhunderts durch
Machtdemonstrationen der deut-
schen und der US-amerikani-
schen Marine im venezolanischen
Souveränitätsbereich ein. Die Ve-
nezuela-Blockade von 1902 bis
1903 durch deutsche, italienische,
britische und holländische Ge-
schwader, die schließlich die ve-
nezolanische Regierung zur Be-
gleichung ihrer Schulden beweg-
te, ging in die Geschichtsbücher
ein. Sie führte aber auch zu Ge-

genreaktionen, insbesondere der
damals wirtschaftlich und militä-
risch starken Republik Argentini-
en, deren Diplomat (und Völker-
rechtler) Carlos Calvo sich in der
Folge vehement für ein verstärk-
tes Interventionsverbot zum
Schutz der lateinamerikanischen
Staaten einsetzte.

Am Ende dieser Entwicklungen
stand schließlich das auf der Haa-
ger Konferenz 1907 ausgehandel-
te, sogenannte Drago-Porter-Ab-
kommen (Horace Porter war der
US-amerikanische Delegierte),
das Schuldeneintreibung mittels
militärischer Maßnahmen strikt
untersagte. Das prononcierte Sou-
veränitätsdenken der lateinameri-
kanischen Staaten sollte fortan
die weitere Völkerrechtsentwick-
lung prägen. Es ist interessant
festzustellen, dass sogar jene Re-
gierungen, die dem venezolani-
schen Präsidenten Nicolás Madu-
ro gegenüber sehr kritisch einge-
stellt sind, wie Peru oder Kolum-
bien, sich nach den Drohungen
aus Washington geschlossen hin-
ter Venezuela stellten.

Grenzen des Völkerrechts
sind zu akzeptieren

Als Resümee kann festgehalten
werden: Zwar ist das konsequente
Eintreten für Demokratie, Men-
schenrechte und Rechtsstaatlich-
keit sehr zu begrüßen, aber das
Völkerrecht kennt hinsichtlich
des dafür zur Verfügung stehen-
den Instrumentariums Grenzen,
die zu respektieren sind. Und in
einer historisch so belasteten Re-
gion wie der amerikanischen He-
misphäre sind stets auch die ge-
schichtlichen Dimensionen inter-
nationaler Maßnahmen in beson-
derer Form zu berücksichtigen. ■
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Ein durch die
Vereinten Nationen

herbeigeführter
Regimewechsel ist ein
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Venezuelas Machthaber Nicolas Maduro antwortete auf US-Präsident Donald Trumps Androhung einer
militärischen Intervention mit zweitägigen Truppenübungen. Foto: afp/Juan Barreto


